
P7_TA(2013)0076 

Finanzierung der Zusammenarbeit der EU mit den Staaten in Afrika, im 

Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean sowie mit den überseeischen 

Ländern und Gebieten im Zeitraum 2014-2020   

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. März 2013 zur Ausarbeitung des 

mehrjährigen Finanzrahmens für die Finanzierung der Zusammenarbeit der EU mit den 

Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean sowie mit den 

überseeischen Ländern und Gebieten im Zeitraum 2014-2020 (11. Europäischer 

Entwicklungsfonds) 2012/2222(INI)) 

 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf das Abkommen von Cotonou zwischen den Mitgliedern der Gruppe der 

Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der 

Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits, das am 23. Juni 2000 

unterzeichnet wurde1,  

– unter Hinweis auf Titel IV des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) und den Übersee-Assoziationsbeschluss vom 27. November 20012, der die EU 

(vormals die EG) mit einer Reihe von überseeischen Ländern und Gebieten (ÜLG) 

verbindet,  

– in Kenntnis des am 16. Juli 2012 von der Kommission angenommenen Vorschlags für einen 

Beschluss des Rates über die Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit der 

Europäischen Union („Übersee-Assoziationsbeschluss“) (COM(2012)0362), der derzeit im 

Rat verhandelt wird, 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 7. Dezember 2011 mit dem Titel 

„Ausarbeitung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Finanzierung der Zusammenarbeit 

der EU mit den Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean sowie 

mit den überseeischen Ländern und Gebieten im Zeitraum 2014-2020 (11. Europäischer 

Entwicklungsfonds)“ (COM(2011)0837), 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 13. Oktober 2011 mit dem Titel „Für eine 

EU-Entwicklungspolitik mit größerer Wirkung: Agenda für den Wandel“ 

(COM(2011)0637),  

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 21. Juni 2001 mit dem Titel 

„Aktionsprogramm über die Gleichstellung der Geschlechter als Querschnittsaufgabe für 

die Entwicklungszusammenarbeit der Gemeinschaft“ (COM (2001)0295), 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 12. September 2012: „Die Wurzeln der 

                                                 
1  ABl. L 317 vom 15.12.2000, S. 3. Abkommen in der in Luxemburg am 25. Juni 2005 (ABl. 

L 287 vom 28.10.2005, S. 4) und in Ouagadougou am 22. Juni 2010 (ABl. L 287 vom 
4.11.2010, S. 3) geänderten Fassung. 

2  ABl. L 314 vom 30.11.2001, S. 1. Geändert durch den Beschluss 2007/249/EG (ABl. 
L 109 vom 26.4.2007, S. 33).  



Demokratie und der nachhaltigen Entwicklung: Europas Zusammenarbeit mit der 

Zivilgesellschaft im Bereich der Außenbeziehungen“ (COM(2012)0492), 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 29. Juni 2011 mit dem Titel „Ein 

Haushalt für ‚Europa 2020‘“ (COM(2011)0500), 

– unter Hinweis auf den Europäischen Konsens über die Entwicklungspolitik vom 

20. Dezember 2005 und den europäischen Fahrplan im Hinblick auf die Entwicklung und 

die Orientierungen, die sich daraus ergeben, 

– unter Hinweis auf den Europäischen Konsens über die humanitäre Hilfe vom 18. Dezember 

2007, 

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 29. Juni 2012 und vom 15. Oktober 

2012,  

– unter Hinweis auf Artikel 32 des von der Europäischen Union am 23. Dezember 2010 

ratifizierten Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen, 

– unter Hinweis auf die Entschließung der Paritätischen Parlamentarischen Versammlung 

AKP-EU zur Inklusion von Menschen mit Behinderung in den Entwicklungsländern (ACP-

EU/100.954/11), 

– in Kenntnis des Aktionsplans der Europäischen Union für die Gleichstellung der 

Geschlechter und die Machtgleichstellung der Frauen im Rahmen der Entwicklung (2010-

2015), 

– in Kenntnis der Leitlinien der Europäischen Union zu Gewalt gegen Frauen und Mädchen 

und zur Bekämpfung aller Formen ihrer Diskriminierung, 

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses und der Stellungnahmen des 

Haushaltsausschusses und des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung 

der Geschlechter (A7-0049/2013), 

A. in der Erwägung, dass das Interne Abkommen zur Errichtung des 10. EEF am 

31. Dezember 2013 auslaufen wird; ferner in der Erwägung, dass die Kommission in ihre 

Mitteilung COM(2011)0837 einen Entwurf für ein Internes Abkommen zur Ersetzung des 

geltenden Abkommens ab dem 1. Januar 2014 aufgenommen hat; 

B. in der Erwägung, dass dieser Entwurf für ein Internes Abkommen für den Zeitraum 2014-

2020 gegenwärtig im Rat ohne Beteiligung des Parlaments verhandelt wird; in der 

Erwägung, dass das Parlament indes nicht gehindert ist, einen Initiativbericht zum 11. EEF 

auf der Grundlage der Mitteilung der Kommission, die den Entwurf für ein Internes 

Abkommen enthält, auszuarbeiten;  

C. in der Erwägung, dass die Kommission die Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan 

nicht ab 2014, sondern ab 2021 befürwortet, was sehr bedauerlich ist; und in der Erwägung, 

dass diese Einbeziehung ab sofort vorbereitet werden sollte, damit sie nicht zu einer 

Verringerung der der Partnerschaft AKP-EU bereitgestellten Mittel und der 



Entwicklungshilfe im Allgemeinen führt; 

D. in der Erwägung, dass der 11. EEF angemessen ausgestattet sein muss, damit die Union den 

im Rahmen internationaler Verpflichtungen eingegangenen Zusagen im Bereich der 

Entwicklung nachkommt, und 0,7 % ihres BIP der Entwicklungshilfe widmet und so zur 

Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) beiträgt; 

E. in der Erwägung, dass die Berichte über Fortschritte auf dem Weg zur Erreichung der 

Millenniums-Entwicklungsziele uneinheitliche Fortschritte zeigen, und dass insbesondere 

die MDG zur Verbesserung der Gesundheit von Müttern und Kindern in den meisten AKP-

Staaten nicht bis 2015 erreicht werden;  

F. in der Erwägung, dass die derzeit im Rat diskutierten Finanzierungsvorschläge für den 

Zeitraum 2014-2020 besorgniserregend für die Zukunft der europäischen Politik auf dem 

Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit, aber auch für die Assoziation zwischen ÜLG und 

EU, sind; 

G. in der Erwägung, dass trotz erst noch zu erreichender Fortschritte die Hilfe der EU immer 

effektiver ist und die Maßnahmen der Gemeinschaft zugunsten der internationalen 

Solidarität von mehr als drei Vierteln der europäischen Bürger unterstützt wird; 

H. in der Erwägung, dass zur Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe innovative 

Finanzierungen unentbehrlich sind, so dass die Wirtschaft ihren Beitrag leistet und die 

Finanzierung gerechter verteilt ist; 

I. in der Erwägung, dass die Geber aufhören müssen, für den Grundsatz der 

Eigenverantwortung auf Seiten der Partnerländer einzutreten und diesen gleichzeitig die für 

die Konsolidierung ihrer Institutionen und die für die Dienstleistungen für die Bevölkerung 

notwendigen Mittel zu streichen; 

J. in der Erwägung, dass die Entwicklungsländer dringend ein auf der Leistungsfähigkeit ihrer 

Bürger beruhendes Steuersystem schaffen sollten; 

K. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrer Mitteilung zur Agenda für den Wandel 

darlegt, dass sie bei der Bereitstellung der Mittel der europäischen Entwicklungspolitik, 

wozu auch der 11. EEF gehört, den Grundsatz der Differenzierung zur Anwendung bringen 

will und die Grundsätze der thematischen Konzentration sowie die Kombination von 

Zuschüssen und Darlehen und Unterstützung des Privatsektors einführt;  

L. in der Erwägung, dass der Europäischen Konsens über die Entwicklungspolitik und das 

Abkommen von Cotonou die zentrale Rolle der zivilgesellschaftlichen Organisationen und 

der Kommunal- und Regionalbehörden bei den Maßnahmen gegen die Armut und bei den 

Anstrengungen im Bereich der verantwortungsvollen Staatsführung anerkennen;  

M. in der Erwägung, dass der Vorschlag des Übersee-Assoziationsbeschlusses die 

Besonderheiten der ÜLG anerkennt, die anderen Herausforderungen gegenüberstehen als 

die AKP-Staaten; in der Erwägung, dass die ÜLG daher nicht mehr vom EFF erfasst 

werden sollten, sondern von einem im EU-Haushalt veranschlagten Ad-hoc-

Finanzinstrument; 

N. in der Erwägung, dass das in Cotonou am 23. Juni 2000 unterzeichnete 



Partnerschaftsabkommen 2000/483/EG zwischen den Staaten in Afrika, im Karibischen 

Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der EU und deren Mitgliedsstaaten 

andererseits vorsieht, dass die Stellung der Frau und die gleichstellungsbezogenen Aspekte 

in allen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereichen systematisch berücksichtigt 

werden; 

O. in der Erwägung, dass der Aktionsplan der Europäischen Union die Bedeutung der 

gesellschaftlichen Integration von Frauen und den Aspekt der Gleichstellung der 

Geschlechter bei der Entwicklung der Partnerländer und zur Erreichung der MDG 

anerkennt; in der Erwägung, dass die Gleichstellung von Männern und Frauen in der 

„Agenda für den Wandel“ einen Schwerpunkt der Maßnahmen der Union darstellt; 

Ziele des 11. EEF 

1. stellt fest, dass die wichtigsten Ziele der europäischen Entwicklungspolitik (gemäß 

Artikel 208 AEUV), des Abkommens von Cotonou und des Europäischen Konsenses über 

die Entwicklungspolitik die Verringerung und langfristig die Beseitigung der Armut sind; 

beharrt daher darauf, dass mindestens 90 % der den AKP-Staaten mit dem 11. EEF 

bereitgestellten Mittel die Kriterien für die öffentliche Entwicklungshilfe (ODA), wie sie 

vom Entwicklungshilfeausschuss der OECD entwickelt wurden, erfüllen; 

2. ist der Ansicht, dass zum Erreichen dieses Ziels die Anstrengungen zur Erreichung der am 

wenigsten erfüllten Millenniumsentwicklungsziele verdoppelt werden müssen, insbesondere 

diejenigen, die sich auf die grundlegenden sozialen Bereiche sowie auf die Gleichstellung 

der Geschlechter beziehen, wie dies in den Artikeln 22, 25 und 31 des Abkommens von 

Cotonou vorgesehen ist; bekräftigt seine Unterstützung für die Initiative und die 

Entwicklung von MDG-Vereinbarungen und fordert die Kommission sowie die 

Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit den AKP-Staaten auf, einen Anteil in Höhe von 20 % 

des 11. EEF der Bereitstellung grundlegender sozialer Dienstleistungen, insbesondere der 

Gesundheitsversorgung und grundlegender Bildung zuzuweisen, um das Erreichen der 

Millenniumsentwicklungsziele 2, 3, 4, 5 und 6 und der anderen internationalen 

Verpflichtungen im Bereich der Entwicklung zu sichern; fordert in diesem Sinne, dass die 

im „Aktionsprogramm über die Einbeziehung der Gleichstellung als Querschnittsaufgabe 

der Entwicklungszusammenarbeit der Gemeinschaft“ vorgeschlagenen 

geschlechtsspezifischen Leitungsindikatoren im Rahmen des 11. EFF und seiner 

Programmplanung angewandt werden, damit die Einzelmaßnahmen und die Förderung der 

Gleichstellung der Geschlechter in allen Programmen in angemessener und kohärenter Art 

und Weise umgesetzt wird; 

3. fordert die Kommission und die Partnerländer nachdrücklich auf, die Hilfe für die 

Verbesserung der Gesundheitssysteme vorrangig behandeln, um den Zugang zur 

grundlegenden Gesundheitsversorgung im reproduktiven Bereich sowie von Müttern und 

Kindern zu gewährleisten, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf die ärmsten 

Bevölkerungsgruppen und auf die Bekämpfung von HIV/Aids gelegt und daran erinnert 

wird, dass es sich dabei um Millenniums-Entwicklungsziele handelt, deren Fortschritt in 

vielen AKP-Staaten enttäuschend war; 

4. ist der Ansicht, dass es zur Erreichung dieses Ziels wesentlich ist, die am meisten 

benachteiligten Gesellschaftsgruppen, insbesondere Frauen, Kinder und Menschen mit 

Behinderungen, in alle Projekte zur Beseitigung der Armut einzubeziehen, sowohl in der 

Programmierungs- und Umsetzungs- als auch in der Bewertungsphase; 



5. begrüßt den Willen der Kommission, in der Frage des Sozialschutzes in 

Entwicklungsländern strategischer und koordinierter tätig zu werden, und fordert, dass in 

Partnerschaft mit den AKP-Staaten integrierte politische Maßnahmen des Sozialschutzes 

entwickelt werden, die auch die Unterstützung für grundlegende Verfahren wie die 

Schaffung von Korridoren der Sozialversicherung im Rahmen des 11. EEF berücksichtigen; 

Förderung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung der ÜLG 

6. erinnert daran, dass aus Mitteln des EEF nicht nur die Partnerschaft zwischen AKP-Staaten 

und der EU, sondern auch die Assoziation zwischen den ÜLG und der EU finanziert wird, 

die 26 ÜLG umfasst;  

7. begrüßt, dass der Vorschlag des Übersee-Assoziationsbeschlusses die Notwendigkeit 

anerkennt, eine neue nachhaltige Partnerschaft mit den ÜLG zu schaffen, die auf vier neuen 

Zielen beruht: 

– Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der ÜLG, 

– Stärkung ihrer Anpassungsfähigkeit,  

– Verringerung ihrer Anfälligkeit, 

– Förderung ihrer Zusammenarbeit mit anderen Partnern; 

8. bedauert das Fehlen eines Finanzinstruments für die ÜLG , das im EU-Haushalt 

veranschlagt sein könnte, um eine demokratische und transparente Kontrolle der so 

bereitgestellten Mittel zu ermöglichen; 

9. fordert eine bessere Kooperation zwischen den Regionen in äußerster Randlage, den AKP-

Staaten und den Drittstaaten, welche den ÜLG benachbart sind, und eine kombinierte 

Nutzung verschiedener Finanzinstrumente, die für diese Regionen, Staaten und Länder 

anwendbar sind, und einen besseren Zugang der ÜLG und der Regionen in äußerster 

Randlage zu den Plenartagungen der Paritätischen Parlamentarischen Versammlung AKP-

EU als Beobachter im Einklang mit der Geschäftsordnung der Versammlung;  

Einbeziehung in den Haushaltsplan und Finanzrahmen 

10. fordert erneut die Einbeziehung des Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) in den 

Haushaltsplan im nächsten Programmplanungszeitraum oder andernfalls ab 2021 mit der 

vollständigen Übertragung in Rubrik 4 des MFR („Europa in der Welt“), da dies zu einer 

wirksameren Förderung der Prioritäten der Union und thematischen Unterstützung 

beitragen sowie die demokratische Kontrolle, die Sichtbarkeit, die Vorhersehbarkeit und die 

Kohärenz der Maßnahmen der EU als weltweit größter Geber von Entwicklungshilfe 

steigern würde; 

11. fordert die Kommission auf, die Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan in 

bestmöglicher Weise vorzubereiten, wobei die Kommission das Europäische Parlament 

regelmäßig unterrichtet und dabei eng mit den AKP-Staaten zusammenarbeitet, um ihre 

künftige Einbeziehung in die Umsetzung des EEF zu gewährleisten; 

12. begrüßt, dass die Beitragsschlüssel der am 11. EEF beteiligten Mitgliedstaaten sich weiter 

denjenigen annähern, welche für die Finanzierung des EU-Haushalts gelten; begrüßt ferner 



die Anpassung der Dauer der Programmplanung des 11. EEF an die Dauer der Umsetzung 

des mehrjährigen Finanzrahmens der Union; 

13. unterstützt den Vorschlag der Kommission, dem 11. EEF einen Gesamtbetrag von 

30 319 000 000 EUR (zu Preisen von 2011) zuzuweisen und fordert, dass die dem 11. EEF 

und den anderen Instrumenten der Kooperation, einschließlich dem Instrument für 

Entwicklungszusammenarbeit (DCI), zugewiesenen Beträge verwendet werden, um die 

öffentliche Entwicklungshilfe der Union auf ihrem gegenwärtigen Niveau zu halten, bzw. 

sogar zu erhöhen und somit zu dem gemeinsamen Ziel der Mitgliedstaaten der Union 

beizutragen, 0,7 % ihres BIP der öffentlichen Entwicklungshilfe zu widmen; 

14. unterstreicht unter Berücksichtigung der hohen Anfälligkeit einiger AKP-Staaten für 

Risiken von Katastrophen die Notwendigkeit hoher Investitionen in die Reduzierung des 

Katastrophenrisikos in den durch den EEF finanzierter Entwicklungsprogrammen; betont, 

dass diese Investitionen von wesentlicher Bedeutung sind, um den Bedarf nach einer 

Notfallsituation zu verringern und die Widerstandsfähigkeit der AKP-Staaten zu erhöhen; 

15. bedauert zutiefst die Vereinbarung der Mitgliedstaaten vom 8. Februar 2013, der eine 

Verringerung der Ausstattung des 11. EEF um 11 % im Vergleich zum Vorschlag der 

Kommission vom Juli 2012 vorsieht; unterstreicht den tiefen Widerspruch zwischen den 

wiederholten Zusagen des Rates, die Ziele im Bereich der Entwicklungshilfe bis 2015 zu 

erreichen und den erheblichen Kürzungen der Mittel zugunsten der internationalen 

Entwicklung in den einzelstaatlichen Haushalten und im Haushalt der Union; 

16. ist der Ansicht, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten als die wichtigsten Erbringer 

öffentlicher Entwicklungshilfe mit diesen Mittelkürzungen einen großen Teil der 

Verantwortung tragen werden, wenn das Ziel der Halbierung der Armut in der Welt nicht 

bis 2015 erreicht wird;  

17. betont, wie wichtig es ist, über einen Haushalt der Union zu verfügen, der – insbesondere in 

Zeiten der Krise – den Herausforderungen entspricht, da dieser Finanzierungen erlaubt, die 

nicht in die einzelstaatlichen Pläne aufgenommen werden könnten, insbesondere zur 

Finanzierung der Entwicklung; fordert in diesem Sinne, und damit der Haushalt der Union 

nicht länger die Geisel der ausschließlichen Frage der Höhe der Zahlungen ist, 

nachdrücklich die Schaffung von Eigenmitteln, wie eine Finanztransaktionssteuer; 

18. fordert, dass unabhängig von den in Bezug auf den 11. EEF fixierten Beitragsschlüsseln und 

Beträgen der im Rahmen der Aufteilung der Gesamtausstattung des EEF für die ÜLG 

bestimmte Betrag demjenigen entspricht, der von der Kommission vorgeschlagen worden 

ist; 

19. wünscht, dass im Rahmen des 11. EEF das Verhältnis der Mittel für ein Programm 

innerhalb der AKP-Staaten und für Programme der regionalen Zusammenarbeit dem 

Verhältnis im Rahmen den 10. EEF entspricht, wobei der EEF nichtzugeteilte flexible 

Mittel vorsieht, und eine größtmögliche wechselseitige Ergänzung mit dem zukünftigen 

afrikaweiten Programm im Rahmen des zukünftigen DCI gewährleistet wird, da diese 

Mittel teilweise der Finanzierung des neuen Mechanismus zur Abfederung exogener 

Schocks auf internationaler Ebene (insbesondere Finanz-, Nahrungsmittel- und humanitäre 

Krise) die einen AKP-Staat treffen könnten, und humanitärer Soforthilfe dienen werden; 

betont, wie wichtig diese Programme sind, die zur Stärkung der Fähigkeit der AKP-Staaten, 

sich auf den Fall des Schocks vorzubereiten, zur Verbesserung ihrer Widerstandsfähigkeit 



und zur Koordinierung von Soforthilfe, Rehabilitation und Entwicklung beitragen; 

20. ist der Ansicht, dass etwa 5 % der Mittel des 11. EEF den Verwaltungsausgaben der 

Kommission zugewiesen werden sollten, damit eine effektive Verwaltung dieses 

Instruments gewährleistet ist; 

Reform der europäischen Entwicklungspolitik und der 11. EEF 

21. betont, dass das Abkommen von Cotonou weiterhin den wichtigsten Bezugsrahmen für den 

11. EEF darstellen sollte; 

22. ist der Ansicht, dass die Anwendung des Grundsatzes der Differenzierung in Bezug auf den 

Zugang zu Mitteln des 11. EEF nur dann positive Auswirkungen haben kann, wenn dieser 

Grundsatz mit einem Verletzlichkeitsindex abgewogen wird, der das BIP-Kriterium ergänzt 

und der einen nationalen Index zur Messung der Armut und der Ungleichheit umfasst sowie 

gemäß Artikel 2 letzter Gedankenstrich des Cotonou-Abkommens die besondere Situation 

der kleine Inselstaaten unter den Entwicklungsländern berücksichtigt; erinnert daran, dass 

nur mit einem engen politischen Dialog die Annahme dieses Grundsatzes durch unsere 

AKP-Partnerstaaten erreicht werden kann; 

23. erkennt jedoch an, dass die Anwendung des Grundsatzes der Differenzierung ein 

unverzichtbares politisches Mittel ist, damit die AKP-Staaten mit mittlerem und höherem 

Einkommen einen Wohlfahrtsstaat schaffen und eine nationale Politik der Verteilung des 

Reichtums und des Kampfes gegen Armut und Ungleichheit entwickeln; 

24. beharrt jedoch darauf, wie wichtig es ist, alle nationalen Mittelausstattungen im Rahmen des 

11. EEF auf ihrem gegenwärtigen Niveau zu halten, da die europäische Entwicklungshilfe 

weiter ein entscheidender Faktor in bestimmten AKP-Staaten mit mittlerem und höherem 

Einkommen sein kann, um Reformen zur Verringerung von Ungleichheiten zu unterstützen;  

25. ist der Ansicht, dass die Differenzierung auch die besondere Situation in den fragilen 

Staaten berücksichtigen sollte, ausgehend von dem Grundsatz, dass die Folgen für die 

Bevölkerung eines gescheiterten Staates sehr negativ sind und die bei der Entwicklung 

erzielten Fortschritte zunichte machen; unterstreicht, dass die Kosten der Wiederherstellung 

des Rechtsstaats in einem gescheiterten Staat deutlich höher liegen und länger gezahlt 

werden müssen, als die Kosten einer verstärkten Unterstützung von Staaten, die als fragil 

eingeschätzt werden; fordert daher, dass die Sahelzone und das Horn von Afrika besondere 

Berücksichtigung im Rahmen der Programmplanung des 11. EEF finden; 

26. stellt fest, dass die Agenda für den Wandel neue Vorschläge enthält, insbesondere die 

Mischfinanzierung über Darlehen und Zuschüsse und die Unterstützung des Privatsektors; 

bekräftigt, dass der Rückgriff auf diese Mechanismen vorrangig darauf abzielen muss, die 

Bürger der Entwicklungsländer aus der Armut und der Abhängigkeit von Hilfeleistungen zu 

führen und zur Stärkung des Privatsektors in den AKP-Staaten beizutragen, da andernfalls 

eine unausgewogene Entwicklung und ein unausgewogenes Wachstum gefördert würde; 

fordert die Kommission auf, das Europäische Parlament über die Ergebnisse der Studie zu 

informieren, die sie kürzlich zur Frage der Teilnahme des Privatsektors an der Entwicklung 

und die Erweiterung der Aktivitäten im Bereich der Kombination von Zuschüssen und 

Darlehen in der EU in Auftrag gegeben hat; 

27. erkennt an, dass vor dem Hintergrund knapper öffentlicher Mittel die neuen 



Finanzierungsmodalitäten, wie die Kombination von Zuschüssen und Darlehen, bestimmte 

Vorteile haben; fordert die Kommission und die EIB dennoch auf, fundierte und 

unabhängige Studien durchzuführen, um die Auswirkungen dieser neuen 

Finanzierungsmechanismen auf die Verringerung der Armut, auf die Umwelt usw. zu 

messen; begrüßt in diesem Sinne die kürzlich erfolgte Einführung des neuen Rahmens für 

die Ergebnismessung (REM), d. h. eines Index, der es der EIB erlaubt, für all seine 

Tätigkeiten außerhalb der EU die Auswirkungen in Bezug auf die Entwicklung zu messen; 

fordert von der Kommission die Veröffentlichung präziser Leitlinien und Kriterien, welche 

die Grundsätze für die Auswahl der Projekte im Rahmen der Umsetzung dieser neuen 

Instrumente klarstellen; fordert eine Stärkung der Synergien und der wechselseitigen 

Ergänzung der Tätigkeit der Kommission, der EIB und der anderen bilateralen europäischen 

Finanzeinrichtungen, wie die bilateralen Entwicklungsbanken; 

28. erkennt darüber hinaus an, wie wichtig es ist, den Privatsektor, insbesondere 

Kleinstunternehmen und KMU in den AKP-Staaten zu unterstützen, um die Schaffung von 

Wohlstand und eines günstigen unternehmerischen Umfelds zu fördern und ein 

nachhaltigeres und inklusiveres Wachstum zu ermöglichen, das sich auf die Verringerung 

Armut auswirkt; 

29. nimmt die Einrichtung einer EU-Plattform für Zusammenarbeit und Entwicklung zur 

Kenntnis, in der das Parlament Beobachter ist, die die Leitlinien für die bestehenden 

gemischten Verfahren der Kombination von Zuschüssen und Darlehen vorgeben soll; ist der 

Ansicht, dass weder die Zivilgesellschaft noch die EIB angemessen in diese neue Struktur 

eingebunden sind; fordert die Kommission daher auf, die Zivilgesellschaft unmittelbar in 

die Arbeiten der Plattform einzubeziehen und bei der Verwaltung der Plattform die 

einzigartige Stellung der EIB als Finanzorgan der EU anzuerkennen, 

30. nimmt die in ihrer Agenda für den Wandel von der Kommission vorgeschlagene 

thematische Konzentration zur Kenntnis; unterstreicht, dass die thematische Konzentration 

nicht auf Kosten der spezifischen Bedürfnisse bestimmter Länder erfolgen darf; weist 

darauf hin, dass die demokratische Eigenverantwortung eine der Grundlagen der 

Wirksamkeit der Hilfe darstellt, und betont, dass Entscheidungen über die Festlegung der 

Bereiche, die den nationalen Richtprogrammen zugewiesen sind, daher auf flexibler 

Grundlage und im Dialog mit allen Interessenträgern der Entwicklungspolitik, 

einschließlich der Vertreter der Zivilgesellschaft und der Kommunalbehörden getroffen 

werden sollten; 

31. fordert die unverzügliche Umsetzung der Entschließung der Paritätischen Parlamentarischen 

Versammlung AKP-EU zur Inklusion von Menschen mit Behinderung in den 

Entwicklungsländern, insbesondere der Artikel 19, 20, 21 und 22, um für einen 11. EEF 

Sorge zu tragen, der inklusiv und offen für alle ist; 

32. begrüßt, dass die von den Vereinten Nationen entwickelte Initiative „Nachhaltige Energie 

für alle“ von der Europäischen Union im Rahmen des 10. EEF mit 500 Millionen Euro 

nachdrücklich unterstützt wird und fordert, dass diese Mittelausstattung im Rahmen des 

11. EEF fortgesetzt wird; 

33. begrüßt, dass die Landwirtschaft, insbesondere die Unterstützung der Familienbetriebe, zu 

den vorrangigen Themenschwerpunkten der zukünftigen Politik der EU auf dem Gebiet der 

Entwicklungszusammenarbeit gehört; erinnert an die von den AKP-Staaten in der Erklärung 

von Maputo eingegangene Verpflichtung, 10 % ihrer Haushaltseinnahmen für 



Landwirtschaft und ländliche Entwicklung zu verwenden, der bislang nur wenig 

nachgekommen wurde; 

34. dringt darauf, dass die thematische Konzentration nicht die allgemeine Budgethilfe 

gefährden darf, die den begünstigen Staaten eine solide Haushaltsführung ermöglichen 

sollte; wünscht, dass dieses Instrument einen wichtigen Platz im 11. EEF behält, wobei der 

Menschenrechtsdialog zwischen der Kommission und den AKP-Staaten verstärkt wird; 

Demokratische Kontrolle  

35. nimmt die freiwillige Verpflichtung der Kommission zur Kenntnis, das Europäische 

Parlament über die Strategiedokumente zur Umsetzung des 11. EEF zu informieren, 

bedauert jedoch, dass das Parlament keine konkreten Befugnisse in Bezug auf die von der 

Kommission ergriffenen Maßnahmen hat; erinnert auch an die zentrale Rolle, die die 

Paritätische Parlamentarische Versammlung AKP-EU bei der demokratischen Kontrolle 

aller Strategiedokumente des EEF gemäß Artikel 17 des Abkommens von Cotonou, 

insbesondere dessen Absatz 2 dritter Gedankenstrich wahrnehmen kann; 

36. erinnert an die Bedeutung der Einhaltung des Grundsatzes der „demokratischen 

Eigenverantwortung“, wie in der „Agenda zur Wirksamkeit der 

Entwicklungszusammenarbeit“ definiert; fordert die Kommission daher auf, sich weiterhin 

für den Ausbau der Kapazitäten der einzelstaatlichen Parlamente und der Rechnungshöfe 

der AKP-Staaten sowie für die Information der Zivilgesellschaft einzusetzen, und fordert 

die AKP-Staaten auf, ihre Parlamente stärker einzubinden, um die Überweisung der in den 

Länderstrategiepapieren vorgesehenen Fonds der nachträglichen parlamentarischen 

Kontrolle zu unterwerfen; begrüßt in diesem Zusammenhang die unschätzbare Arbeit des 

Büros zur Förderung der parlamentarischen Demokratie; empfiehlt ferner, dass an den 

Diskussionen zwischen dem nationalen Anweisungsbefugten und der betroffenen 

Delegation der Union alle Ministerien beteiligt werden, damit in diesen Dokumenten eine 

vollständige Bewertung der Entwicklungsbedürfnisse auf nationaler Ebene enthalten ist; 

37. vertritt die Auffassung, dass Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Mittelvergabe 

des EEF und der Verfolgung der finanzierten Projekte, einschließlich der direkten Beihilfen 

für die nationalen Haushalte, von grundlegender Bedeutung sind; 

38. besteht auf dem unverzichtbaren Beitrag der zivilgesellschaftlichen Organisationen und der 

Kommunal- und Regionalbehörden zur Bereitstellung grundlegender Dienstleistungen, zur 

demokratischen Kontrolle sowie bei der Förderung der Randgruppen und der Gleichstellung 

der Geschlechter, und fordert die Kommission und die AKP-Staaten auf, gemäß Artikel 2, 6 

und 70 des Abkommens von Cotonou bei der Programmplanung, Umsetzung und 

Bewertung des 11. EEF eng mit den zivilgesellschaftlichen Organisationen und den 

Kommunal- und Regionalbehörden zusammenzuarbeiten; fordert die Kommission auf, in 

die für die Überwachung des 11. EEF vorgesehenen Zwischenberichte einen Teil 

aufzunehmen, der den Stand der durch die Delegationen der Union auf nationaler Ebene 

durchgeführten Konsultationen mit den zivilgesellschaftlichen Organisationen und den 

Kommunal- und Regionalbehörden detailliert darlegt; 

Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 

39. bekräftigt die Vorzüge der gemeinsamen Programmplanung der Beihilfe durch die EU und 

deren Mitgliedstaaten, mit der die Sichtbarkeit, Wirkung und Effektivität der europäischen 



Entwicklungspolitik gesteigert werden kann, wobei Verdopplungen und Vergeudung 

vermeiden werden; unterstreicht jedoch die Notwendigkeit einer Vertiefung und 

Klarstellung der innerhalb des Gemeinsamen Rahmens für die gemeinsame 

Mehrjahresprogrammierung definierten Regeln; betont die Schlüsselrolle, die von den EU-

Delegationen wahrgenommen werden könnten, und die ein höheres Maß an Transparenz in 

diesen Prozess einbringen sollten, dies insbesondere durch die über die Einbindung der 

Verwaltungen hinausgehende Einbindung der Zivilgesellschaft der betroffenen begünstigten 

Staaten; 

40. fordert die Kommission auf, sich genau an Anhang IV Artikel 19c Absatz 1 des 

Abkommens von Cotonou zu halten, der die Einhaltung von Umwelt- und Sozialnormen zu 

einer Bedingung der Auftragsvergabe in mit Mitteln des 11. EEF finanzierten öffentlichen 

Ausschreibungen in AKP-Staaten macht, und damit die Grundsätze der nachhaltigen 

Entwicklung und der sozialen Verantwortung der Unternehmen zu fördern; 

41. unterstreicht, dass der Erfolg des Kampfes gegen die Armut und die Wirksamkeit der 

Entwicklungshilfe in erheblichem Umfang auch von der Fähigkeit abhängen, Einkommen 

auf nationaler Ebene zu mobilisieren; dementsprechend sollte der Schaffung von wirksamen 

und gerechten Mechanismen der Erhebung von Steuern im Rahmen der Partnerschaft 

zwischen den AKP-Staaten und der EU Vorrang eingeräumt werden, sowohl um das 

Steueraufkommen zu verbessern als auch um die Steuerflucht und die Nutzung von 

Steuerparadiesen zu verhindern; 

42. begrüßt die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Der künftige Ansatz für die EU-

Budgethilfe an Drittstaaten“; erinnert an die Bedeutung von Artikel 96 des Abkommens von 

Cotonou, der für den Fall, dass sich ein Staat Verstöße gegen die Grundsätze des 

Abkommens zuschulden kommen lassen sollte, eine Aussetzung des Zugangs zu Beihilfen 

vorsieht; 

43. erinnert daran, dass die Budgethilfe sehr viele Vorteile hat, wie die Förderung von 

Verantwortungssinn, eine genauere Bewertung der Ergebnisse, eine bessere Abstimmung 

der Politik, eine bessere Vorhersehbarkeit und eine möglichst weitgehende Nutzung der 

Mittel unmittelbar zugunsten der Bevölkerung; 

44. betont, wie wichtig es ist, Frauen nicht nur als schutzbedürftige Bevölkerungsgruppe 

sondern auch als aktive Vermittler entwicklungspolitischer Maßnahmen zu sehen; hebt in 

diesem Zusammenhang die wesentliche Rolle der Frauen im Bereich der Ernährung und 

Ernährungssicherheit hervor – nicht zuletzt in Anerkennung der Tatsache, dass sie 80 % der 

Landwirtschaft in Afrika auf ihren Schultern tragen –, obwohl sie weiterhin kaum die 

Möglichkeit haben, Eigentümerinnen des Ackerlandes zu werden, welches sie 

bewirtschaften; unterstreicht außerdem die nachgewiesenen Kompetenzen von Frauen im 

Bereich der Problem- und Konfliktlösung und fordert deswegen die Kommission und die 

AKP-Staaten auf, die Beteiligung von Frauen in den Aktions- und Arbeitsgruppen zu 

verstärken; 

45. fordert die Kommission zur Anwendung der Leistungsindikatoren auf, die im EU-

Aktionsplan zur Gleichstellung der Geschlechter und Teilhabe von Frauen in der 

Entwicklungszusammenarbeit festgelegt sind; 

46. ersucht die Kommission darum, dem Parlament einen Fortschrittsbericht zu der Umsetzung 

des EU-Aktionsplans zur Gleichstellung der Geschlechter und Teilhabe von Frauen in der 



Entwicklungsarbeit vorzulegen. 

o 

o     o 

47. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem EAD 

sowie den Regierungen und Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten und gegebenenfalls den 

AKP-Staaten und den ÜLG zu übermitteln. 


